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Drug-Checking endlich auch in Sachsen ermöglichen – Rechtsverordnung erlassen! 
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Der Landtag möge beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert 

für eine wirksame Schadensminimierung beim Drogenkonsum sowie zur Verbesserung des 

Gesundheitsschutzes, der gesundheitlichen Aufklärung und der Etablierung eines wichtigen 

Bausteins für ein modernes Drogen- und Suchthilfesystem im Freistaat Sachsen die 

Voraussetzungen für die Einrichtung und Umsetzung von Modellvorhaben zur qualitativen und 

quantitativen chemischen Analyse von Betäubungsmitteln (Drug-Checking) zu schaffen und 

hierzu insbesondere 

1. die für die Erlaubnis und Durchführung von Drug-Checking-Modellvorhaben in Sachsen 

erforderliche Rechtsverordnung auf Grundlage des § 10b des Betäubungsmittelgesetzes 

(BtMG) nach dem Vorbild der Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern und Bremen im 

Zusammenwirken mit Vertreter:innen der AG Drogen und Sucht, der Landesstelle gegen 

die Suchtgefahren sowie der Drogen- und Suchtberatungsstellen in Sachsen zu erarbeiten, 

schnellstens zu erlassen und umzusetzen. 

2. eine wissenschaftlich begleitete Evaluation der Drug-Checking-Modellvorhaben in Sachsen 

zu beauftragen und zu finanzieren, die deren Wirksamkeit, das Erreichen der Zielgruppen 

und die feststellbaren gesundheitlichen Effekte sowie die Verwirklichung der Ziele einer 

besseren gesundheitlichen Aufklärung und eines verbesserten Gesundheitsschutzes 

umfassend analysieren soll. 

3. die für die Umsetzung der Maßnahmen der Antragspunkte 1 und 2 erforderlichen 

finanziellen Mittel in auskömmlicher Höhe im Zuge der Erarbeitung des 

Staatshaushaltsentwurfs für die kommenden Haushaltsjahre bereitzustellen.  
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Begründung 

Der Deutsche Bundestag hat am 23. Juni 2023 mit der Verabschiedung der entsprechenden 

Änderungen des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) u. a. die gesetzlichen Grundlagen und 

Rahmenbedingungen für die Durchführung von Drug-Checking-Modellvorhaben in den 

Bundesländern geschaffen.  

Mit der Einführung des neuen § 10b BtMG hat der Bundestag den Bundesländern im 

Allgemeinen, den zuständigen Landesbehörden im Besonderen, die Aufgabe der Erlaubnis 

und Durchführung von Modellvorhaben zur qualitativen und quantitativen chemischen Analyse 

von mitgeführten, nicht ärztlich, zahnärztlich oder tierärztlich verschriebenen Betäubungs-

mitteln, verbunden mit einer Risikobewertung und gesundheitlichen Aufklärung über die Folgen 

des Konsums für die Betäubungsmittel besitzenden Personen – kurz „Drug-Checking-

Modellvorhaben“ – übertragen: „Hierzu wurden die Landesregierungen verpflichtend 

ermächtigt, mittels einer Rechtsverordnung die weiteren Voraussetzungen für die 

Erlaubniserteilung und das Erlaubnisverfahren zu regeln. Damit obliegt die Umsetzung von 

Drug-Checking-Modellvorhaben den Ländern.“ 1 

Die Landesregierungen sind damit seither verpflichtend dazu ermächtigt worden, mittels einer 

Rechtsverordnung die weiteren Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis von Drug-

Checking-Modellvorhaben und das Erlaubnisverfahren zu regeln.  

Von dieser Verordnungsermächtigung haben bisher u. a. die Bundesländer Mecklenburg-

Vorpommern und Bremen entsprechenden Gebrauch gemacht. In Berlin wird dazu das Projekt 

„Drugchecking“ und im Bundesland Thüringen das integrierte Drug-Checking-Pilotprojekt 

„SubCheck“ umgesetzt.  

Drug Checking ist eine wirksame Methode der Schadensminimierung beim Konsum 

illegalisierter Substanzen. Die gängige Vorgehensweise beim Drug-Checking besteht darin, 

dass die Klient:innen eine Probe einer Substanz bei der stationären oder mobilen Annahme-

stelle abgeben, welche in einem den Rahmenbedingungen entsprechenden stationären oder 

mobilen Labor chemisch analysiert wird. In einem anschließenden Beratungsgespräch geben 

geschulte Mitarbeitende des Drug-Checking-Projekts Auskunft über das Ergebnis der 

Substanzanalyse, klären über die schädigenden Auswirkungen des Konsums auch nicht-

verunreinigter illegalisierter Substanzen auf und regen die Klient:innen zu einer Reflexion des 

eigenen Konsumverhaltens an.  

Bei Bedarf können Konsumierende auch direkt an Angebote der Sucht- und Drogenhilfe 

weitervermittelt werden. Hierdurch werden nicht nur der Wissensstand der Zielgruppe 

hinsichtlich der Bestandteile und Risiken der konsumierten Substanzen erhöht und Schwellen 

zur Inanspruchnahme von Hilfsangeboten zur Suchtbewältigung gesenkt – ebenso verzichtet 

der allergrößte Teil der Konsumierenden auf die Einnahme einer Substanz, bei welcher durch 

das Drug-Checking hochriskante Beimengungen nachgewiesen werden konnten.  

 
1 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten der Gruppe Die Linke – Drucksache 
20/1265 (https://dserver.bundestag.de/btd/20/129/2012902.pdf)  

https://dserver.bundestag.de/btd/20/129/2012902.pdf
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Die Kritik, Drug-Checking beinhalte eine Animierung zum Substanzkonsum oder das Vorgeben 

falscher Sicherheit beim Konsum von Substanzen, die auch in Reinform gesundheitsschädlich 

sind, geht somit vollkommen ins Leere. 

Sowohl in Leipzig als auch in Dresden gibt es Initiativen für kommunale Drug Checking 

Modelle. In Leipzig wurde dazu unter Beteiligung der Stadt Leipzig, der Polizei und von freien 

Trägern der Suchtprävention und -hilfe ein Modell erarbeitet. In Dresden wird auf Initiativen 

von Apotheken ein niedrigschwelliges Angebot für das Drug-Checking diskutiert und angeregt.  

Um endlich auch in Sachsen Drug-Checking-Modellvorhaben zu ermöglichen und dabei 

insbesondere die beiden Vorhaben in Leipzig und Dresden zu realisieren, braucht es die dafür 

erforderlichen landesrechtlichen Voraussetzungen in Form einer Rechtsverordnung ebenso 

wie die nötige finanzielle Unterstützung des Freistaates Sachsen und nicht zuletzt auch eine 

wissenschaftlich begleitete Evaluation der Drug-Checking-Modellvorhaben, die mit dem 

vorliegenden Antrag eingefordert werden.  

 

 

Dresden, den 22. April 2026 

 

 

 

 

 

 

Susanne Schaper 

Fraktionsvorsitzende 

 

Unterschrieben von
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